
Gemeinde Effeltrich 
 
Förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes 
„Ortskern Effeltrich“ 
 
 
 
BERICHT ÜBER DIE GRÜNDE 
 
 
 
Ausgangssituation  
 
Durch ihre Lage am Naturpark „Fränkische Schweiz - Veldensteiner Forst“ und der Nähe zur 

Metropolregion Erlangen/ Nürnberg/ Fürth sowie zur großen Kreisstadt Forchheim ist die Gemeinde 

Effeltrich eine attraktive Wohngemeinde. Die lange zurückreichende Historie der Ortschaft lässt sich 

heute noch durch zahlreiche Einzeldenkmale und insbesondere die Kirchenburg im Ortskern erleben. 

Trotz guter Lage in der Metropolregion Nürnberg und malerischer Landschaft um Effeltrich sieht sich 

die Ortschaft mit städtebaulichen und strukturellen Defiziten konfrontiert. Leerstehende Gebäude, 

Sanierungsbedarf, nicht hinreichend gestaltete öffentliche Räume und weitere städtebauliche 

Missstände beeinträchtigen die vorhandenen Qualitäten und stellen Hemmnisse für die weitere 

städtebauliche Entwicklung dar.  

 

Ziel der Gemeinde Effeltrich ist es daher, im Rahmen von vorbereitenden Untersuchungen, die 

wesentlichen Substanz- und Funktionsschwächen zu ermitteln um darauf aufbauend geeignete 

Lösungen und Strategien für die Beseitigung der vorhandenen Missstände sowie zur Stärkung der 

vorhandenen Qualitäten zu entwickeln. Auf Basis dieser vorbereitenden Untersuchungen soll 

anschließend ein Sanierungsgebiet förmlich festgelegt werden. Diese förmliche Festlegung würde den 

Zugang zu Fördergeldern der Städtebauförderung und die Anwendung des § 7 h 

Einkommensteuergesetz („Erhöhte Absetzungen bei Gebäuden in Sanierungsgebieten und 

städtebaulichen Entwicklungsbereichen“) ermöglichen und der Gemeinde bei der Umsetzung ihrer 

städtebaulichen Ziele Unterstützung bieten. 

 
  



Vorbereitende Untersuchungen 
 
Als Grundlage für die förmliche Festsetzung eines Sanierungsgebietes hat die Gemeinde Effeltrich daher 

entsprechend § 141 BauGB die Durchführung von vorbereitenden Untersuchungen beschlossen. 

 

Das Untersuchungsgebiet der vorbereitenden Untersuchungen umfasst das in der nachstehenden Karte 

dargestellte Gebiet und umfasst 36,9 ha. 

 

 
Karte mit Abgrenzung des Untersuchungsgebietes der Vorbereitenden Untersuchungen (genordet) Quelle: RSP 

 
Mit der Durchführung der Vorbereitenden Untersuchungen wurde das Büro RSP Architektur + 

Stadtplanung GmbH aus Bayreuth beauftragt. 

  



Städtebauliche Missstände 

Bei den vorbereitenden Untersuchungen wurden eine Reihe städtebaulicher Missstände nach 

§136 BauGB festgestellt, unter anderem:  

 
• Mängel bei der baulichen Beschaffenheit von Gebäuden, Wohnungen und 

Arbeitsstätten 

o Gebäude mit mangelhafter Bausubstanz, vor allem im Bereich der öffentlichen Gebäude 

Schule und das Rathaus; 

o strukturfremde und ortsuntypische Gebäude aufgrund der Formensprache und 

Bautypologie, insbesondere die Schulturnhalle und Neubauten südlich der Albrecht-

Dürer-Straße; sowie gestaltungsbedürftige Fassaden(-teile) im gesamten 

Untersuchungsbereich; 

o Nicht mehr modernen Wohnstandards entsprechende Wohnungen (Ofenheizungen, 

Defizite bei der Haustechnik, fehlende Barrierefreiheit, fehlende Energieeffizienz der 

Gebäudehüllen und der Haustechnik, Mängel bei der Sanitär- und Elektroinstallation); 

o Gebäude, die aufgrund ihrer Größe nicht in den umgebenden 

Bebauungszusammenhang passen (Bereich Schule). 

 

• Mängel bei der Nutzung von bebauten und unbebauten Flächen 

o leerstehende Gebäude, insbesondere entlang der Hauptstraße; 

o drohender Funktionsverlust bei landwirtschaftlichen Hofstellen und dem Bauhofareal; 

o Nutzungskonflikte um den Bau- und Wertstoffhof;  

o unter Wert genutzte sowie unbebaute innerörtliche Flächen, insbesondere nordwestlich 

des Rathauses und nördlich der Haupt- bzw. Bergstraße; 

o Fehlende Raumkanten entlang der Haupt- bzw. Bergstraße. 

 

• Missstände, die aus Einwirkungen von Verkehrsanlagen ausgehen 

o hohe Emissionsbelastung und Trennwirkung von der Forchheimer- bzw. Neunkirchener 

Straße (Staatsstraßen) ausgehend. 

 

• Missstände bei der vorhandenen Erschließung 

o Sanierungs- und gestaltungsbedürftige Straßenzüge; 

o mangelnde Barrierefreiheit durch Gehwegverengungen; 

o fehlende Querungshilfen im Straßenraum; 

o mangelnde Barrierefreiheit durch unebene Bodenbeläge öffentlicher Platzflächen; 

o Verengung im Straßenraum „Am Bach“; 

o Marode Absturzsicherung zwischen Gewässer und Straßenraum „Am Bach“. 

  



• Missstände der Funktionsfähigkeit des Gebiets in Bezug auf fließenden und 

ruhenden Verkehr 

o hohe Verkehrsbelastung des Ortskerns, welche die Erlebbarkeit desselben einschränkt; 

o fehlende fußläufige Verbindungen. 

 

• Missstände der Funktionsfähigkeit des Gebiets in Bezug auf die infrastrukturelle 

Erschließung des Gebiets, seine Ausstattung mit und die Vernetzung von Grün- und 

Freiflächen unter Berücksichtigung der Belange des Klimaschutzes und der 

Klimaanpassung 

o mangelhafte Vernetzung zwischen der Freifläche um die Dorflinde und die Freiflächen 

um die Wehrkirche; 

o nicht ausreichend genutztes Potenzial von Quartiersplätzen; 

o nicht ausreichend genutztes Potenzial des Ortszentrums; 

o unerwünschte Trennwirkung der Staatsstraße;  

o nicht barrierefreie Bushaltestellen. 

 

 

  



Städtebauliche Ziele  

Neben den o.a. Problemen und städtebaulichen Missständen sind im Untersuchungsgebiet aber auch 

Potenziale und Stärken festzuhalten.  

Zur Beseitigung der städtebaulichen Missstände und zur weiteren Entwicklung der Stärken werden 

folgende Hauptziele formuliert: 

 

Ziele Baukörper: 

Erhalt des identitätsstiftenden Ortsbildes 

Sanierung ortsbildprägender Gebäude 

Neugestaltung ortsbilduntypischer Fassaden 

Herstellen fehlender Raumkanten 

Nachverdichtung auf leerstehenden und untergenutzten Anwesen 

Leerstandsbeseitigung 

Nachnutzung von Funktionsverlust bedrohter Anwesen sichern 

Sicherung öffentlicher Infrastruktureinrichtungen 

 

Ziele Grün-, Freiflächen und Klimaschutz: 

gestalterische Aufwertung der öffentlichen Straßen- und Platzräume 

Steigerung der Aufenthaltsqualität 

Schaffung von Begegnungsorten 

Erhalt und Aufwertung der ortsbildprägenden Solitärbäume 

Flächenentsiegelung 

Erhalt und weiterer Ausbau von Grünstrukturen 

 

Ziele Verkehr: 

Reduzierung der trennenden Wirkung der Ortsdurchfahrtsstraßen 

Straßensanierung und Neugestaltung 

Stärkung Rad- und Fußverkehrsnetz 

Herstellung Barrierefreiheit 

Erhöhung Verkehrssicherheit 

Stärkung ÖPNV 

  



 

Wahl des Verfahrens 

 

Die Sanierung soll im vereinfachten Verfahren nach §142 (4) BauGB erfolgen, da die Anwendung der 

Vorschriften der §§ 152 bis 156a BauGB auszuschließen sind, da sie für die Durchführung der Sanierung 

nicht erforderlich sind und die Durchführung hierdurch voraussichtlich nicht erschwert wird. 

 

Sanierungsbedingte Bodenwertsteigerungen 

 

Es wird davon ausgegangen, dass es aufgrund der Durchführung der Sanierung nicht zu 

sanierungsbedingten Bodenwertsteigerungen kommt. 

 

Bodenordnende Maßnahmen/ Genehmigungspflichten 

 

Es wird davon ausgegangen, dass für die zukünftige Sanierung durchgreifende bodenordnende 

Maßnahmen nicht erforderlich werden, da: 

 

▪ die zum Erreichen der städtebaulichen Ziele 

 

o Sicherung öffentlicher Infrastruktureinrichtungen 

o gestalterische Aufwertung der öffentlichen Straßen- und Platzräume 

o Erhalt und Aufwertung der ortsbildprägenden Solitärbäume 

o Reduzierung der trennenden Wirkung der Ortsdurchfahrtsstraßen 

o Straßensanierung und Neugestaltung 

o Stärkung Rad- und Fußverkehrsnetz 

o Herstellung Barrierefreiheit 

o Erhöhung Verkehrssicherheit 

o Stärkung ÖPNV 

 

erforderlichen Flächen sich bereits im Eigentum der öffentlichen Hand befinden. 

 

▪ Maßnahmen, die im privaten/ nicht öffentlichen Bereich liegen, ausschließlich auf freiwilliger 

Basis durchgeführt werden sollen. 

 

Darüber hinaus kann die Gemeinde Effeltrich zur Sicherstellung und Umsetzung ihrer städtebaulichen 

Zielsetzungen im Bedarfsfall ihr gemeindliches Vorkaufsrecht gem. § 24 Abs. 1 Nr. 3 BauGB geltend 

machen.  

 

Eine Genehmigungspflicht für Vorhaben und Rechtsvorgänge i.S.d. § 144 BauGB ist nicht vorgesehen.  



Abgrenzung des Sanierungsgebietes  

 

Die Fläche des Sanierungsgebiets ist so abgegrenzt, dass Bereiche, in denen die o.a. städtebaulichen 

Missstände festgestellt wurden, beinhaltet sind und gleichzeitig auch die Flächen, die für die 

Weiterentwicklung des Gebietes erforderlich sind, Bestandsteil des Sanierungsgebietes sind. Das 

Sanierungsgebiet umfasst alle Grundstücke und Grundstücksteile innerhalb der im Lageplan M 1: 1.000 

des Büros RSP Architektur + Stadtplanung GmbH vom 09.02.2026 abgegrenzten Fläche.  

 

 

Durchführungszeitraum 

 

Gem. § 142 (3) BauGB sollen die Sanierungsmaßnahmen innerhalb einer Frist von maximal 15 Jahren 

durchgeführt werden. 

 

 

 

Bayreuth, 09.02.2026 


